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 § 8a. Verfahrenshilfe 
 Verfahrenshilfe 

 § 8a. (1) Einer Partei ist Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit dies auf 
Grund des Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, oder des Art. 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, 
geboten ist, die Partei außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens 
ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die 
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar 
mutwillig oder aussichtslos erscheint. 

 (2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, sind die 
Voraussetzungen und die Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe nach 
den Vorschriften der Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, zu 
beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schließt das Recht ein, dass der 
Partei ohne weiteres Begehren zur Abfassung und Einbringung der Beschwerde, 
des Vorlageantrags, des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder des 
Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei der 
Verhandlung ein Rechtsanwalt beigegeben wird. 

 (3) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. 
Er ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der Behörde, ab Vorlage der 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Für Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG ist der Antrag unmittelbar beim 
Verwaltungsgericht einzubringen. 

 (4) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe kann ab Erlassung des 
Bescheides bzw. ab dem Zeitpunkt, in dem der Betroffene Kenntnis von der 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erlangt hat, gestellt werden. Wird die Bewilligung der Verfahrenshilfe zur 
Abfassung und Einbringung einer Säumnisbeschwerde beantragt, kann dieser 
Antrag erst nach Ablauf der Entscheidungsfrist gestellt werden. Sobald eine 
Partei Säumnisbeschwerde erhoben hat, kann der Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe auch von den anderen Parteien gestellt werden. 

 (5) In dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist die Rechtssache 
bestimmt zu bezeichnen, für die die Bewilligung der Verfahrenshilfe begehrt wird. 

 (6) Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Antrag auf Bewilligung 
der Verfahrenshilfe und die Akten des Verfahrens unverzüglich vorzulegen. Hat 
das Verwaltungsgericht die Bewilligung der Verfahrenshilfe beschlossen, so hat 
es den Ausschuss der nach dem Sitz des Verwaltungsgerichtes zuständigen 
Rechtsanwaltskammer zu benachrichtigen, damit der Ausschuss einen 
Rechtsanwalt zum Vertreter bestelle. Dabei hat der Ausschuss Wünschen der 
Partei zur Auswahl der Person des Vertreters im Einvernehmen mit dem namhaft 
gemachten Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entsprechen. 

 (7) Hat die Partei innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung der 
Verfahrenshilfe beantragt, so beginnt für sie die Beschwerdefrist mit dem 
Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung des Rechtsanwalts 
zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der 
rechtzeitig gestellte Antrag abgewiesen, so beginnt die Beschwerdefrist mit der 
Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. 

 (8) Die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter erlischt mit dem 
Einschreiten eines Bevollmächtigten. 

 (9) In Verfahrenshilfesachen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht 
zulässig. 

 (10) Der Aufwand ist von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen 
das Verwaltungsgericht in der Angelegenheit handelt. 

Aufschiebende Wirkung Aufschiebende Wirkung 
§ 13. (1) und (2) ... § 13. (1) und (2) ... 
(3) Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 Z 1 B-VG haben 

keine aufschiebende Wirkung. Die Behörde hat jedoch auf Antrag des 
Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen, 
wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 
Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien 

(3) Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG haben keine 
aufschiebende Wirkung. Die Behörde hat jedoch auf Antrag des 
Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen, 
wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 
Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit der sofortigen Verbindlichkeit der Weisung oder mit dem Andauern des 
Verhaltens der Behörde für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger 
Nachteil verbunden wäre. 

mit der sofortigen Verbindlichkeit der Weisung oder mit dem Andauern des 
Verhaltens der Behörde für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger 
Nachteil verbunden wäre. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
Verhandlung Verhandlung 

§ 24. (1) bis (3) ... § 24. (1) bis (3) ... 
(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 

kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer 
Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche 
Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 
S. 389 entgegenstehen. 

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 
kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer 
Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche 
Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union entgegenstehen. 

(5) ... (5) ... 
Entscheidungspflicht Entscheidungspflicht 

§ 34. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, ist das Verwaltungsgericht verpflichtet, über verfahrenseinleitende Anträge 
von Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs 
Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über Beschwerden 
gemäß Art. 130 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 B-VG beginnt die Entscheidungsfrist mit 
der Vorlage der Beschwerde und in den Fällen des § 28 Abs. 7 mit Ablauf der 
vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist. Soweit sich in verbundenen Verfahren 
(§ 39 Abs. 2a AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche 
Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich. 

§ 34. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, ist das Verwaltungsgericht verpflichtet, über verfahrenseinleitende Anträge 
von Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs 
Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über Beschwerden 
gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG beginnt die Entscheidungsfrist mit der Vorlage der 
Beschwerde und in den Fällen des § 28 Abs. 7 mit Ablauf der vom 
Verwaltungsgericht gesetzten Frist. Soweit sich in verbundenen Verfahren (§ 39 
Abs. 2a AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche 
Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
 Verfahrenshilfeverteidiger 

 § 40. (1) Ist ein Beschuldigter außerstande, die Kosten der Verteidigung 
ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, so hat das 
Verwaltungsgericht auf Antrag des Beschuldigten zu beschließen, dass diesem ein 
Verteidiger beigegeben wird, dessen Kosten der Beschuldigte nicht zu tragen hat, 
soweit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem im Interesse einer 
zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich und auf Grund des Art. 6 Abs. 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Abs. 3 lit. c der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union geboten ist. 

 (2) § 8a Abs. 3 bis 10 ist sinngemäß anzuwenden, § 8 Abs. 3 mit der 
Maßgabe, dass der Antrag auch mündlich gestellt werden kann. 

Verhandlung Verhandlung 
§ 44. (1) bis (3) ... § 44. (1) bis (3) ... 
(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 

kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer 
Verhandlung absehen, wenn es einen Beschluss zu fassen hat, die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Sache nicht 
erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. 
Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 
kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer 
Verhandlung absehen, wenn es einen Beschluss zu fassen hat, die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Sache nicht 
erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten noch Art. 47 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union entgegenstehen. 

(5) und (6) ... (5) und (6) ... 
§ 58. (1) bis (3) ... § 58. (1) bis (3) ... 

 (4) Das Inhaltsverzeichnis, § 8a samt Überschrift, § 13 Abs. 3, § 24 Abs. 4, 
§ 34 Abs. 1, § 40 samt Überschrift und § 44 Abs. 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2016 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 
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